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Grundrechte in Österreich 

I.  Freiheitsrechte 

Recht auf Leben 
 

Art 2 EMRK 
(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben 
wird gesetzlich geschützt. Abgesehen von der 
Vollstreckung eines Todesurteils, das von ei-
nem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit 
der Todesstrafe bedrohten Verbrechens aus-
gesprochen worden ist, darf eine absichtliche 
Tötung nicht vorgenommen werden. 
(2) Die Tötung wird nicht als Verletzung dieses 
Artikels betrachtet, wenn sie sich aus einer 
unbedingt erforderlichen Gewaltanwendung 
ergibt: 
a)  um die Verteidigung eines Menschen ge-

genüber rechtswidriger Gewaltanwendung 
sicherzustellen; 

b)  um eine ordnungsgemäße Festnahme durch-
zuführen oder das Entkommen einer ord-
nungsgemäß festgehaltenen Person zu ver-
hindern; 

c)  um im Rahmen der Gesetze einen Aufruhr 
oder einen Aufstand zu unterdrücken. 

Artikel 2 GRC 
(1) Jede Person hat das Recht auf Leben. 
(2) Niemand darf zur Todesstrafe verurteilt 
oder hingerichtet werden. 

Abschaffung der Todesstrafe 
 

Art 85 B-VG 
Die Todesstrafe ist abgeschafft. 

Art 1 13. ZP-EMRK 
Die Todesstrafe ist abgeschafft. Niemand darf 
zu dieser Strafe verurteilt oder hingerichtet 
werden. 

Artikel 2 Abs 2 GRC 
Niemand darf zur Todesstrafe verurteilt oder 
hingerichtet werden.

Verbot der Folter 
 

Art 3 EMRK 
Niemand darf der Folter oder unmenschlicher 
oder erniedrigender Strafe oder Behandlung 
unterworfen werden. 

Art 4 GRC 
Niemand darf der Folter oder unmenschlicher 
oder erniedrigender Strafe oder Behandlung 
unterworfen werden. 
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Verbot der Sklaverei und Zwangsarbeit 
 

Art 4 EMRK 
(1) Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigen-
schaft gehalten werden. 
(2) Niemand darf gezwungen werden, Zwangs- 
oder Pflichtarbeit zu verrichten. 
(3) Als „Zwangs- oder Pflichtarbeit“ im Sinne 
dieses Artikels gilt nicht: 
a)  jede Arbeit, die normalerweise von einer 

Person verlangt wird, die unter den von Ar-
tikel 5 der vorliegenden Konvention vorge-
sehenen Bedingungen in Haft gehalten 
oder bedingt freigelassen worden ist; 

b)  jede Dienstleistung militärischen Charak-
ters, oder im Falle der Verweigerung aus Ge-
wissensgründen in Ländern, wo diese als 

berechtigt anerkannt ist, eine sonstige an 
Stelle der militärischen Dienstpflicht tre-
tende Dienstleistung; 

c)  jede Dienstleistung im Falle von Notstän-
den und Katastrophen, die das Leben oder 
das Wohl der Gemeinschaft bedrohen; 

d) jede Arbeit oder Dienstleistung, die zu den 
normalen Bürgerpflichten gehört. 

Art 5 GRC 
(1) Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigen-
schaft gehalten werden. 
(2) Niemand darf gezwungen werden, Zwangs- 
oder Pflichtarbeit zu verrichten. 
(3) Menschenhandel ist verboten.

Aufhebung des Unterthänigkeits- und Hörigkeitsverband 
 

Art 7 StGG 
Jeder Unterthänigkeits- und Hörigkeitsverband ist für immer aufgehoben. Jede aus dem Titel des 
getheilten Eigenthumes auf Liegenschaften haftende Schuldigkeit oder Leistung ist ablösbar, und es 
darf in Zukunft keine Liegenschaft mit einer derartigen unablösbaren Leistung belastet werden. 

Recht auf (persönliche) Freiheit 
 

Art 1 Bundesverfassungsgesetz vom 29. No-
vember 1988 über den Schutz der persönlichen 
Freiheit 
(1) Jedermann hat das Recht auf Freiheit und 
Sicherheit (persönliche Freiheit). 
(2) Niemand darf aus anderen als den in die-
sem Bundesverfassungsgesetz genannten 
Gründen oder auf eine andere als die gesetz-
lich vorgeschriebene Weise festgenommen 
oder angehalten werden. 
(3) Der Entzug der persönlichen Freiheit darf 
nur gesetzlich vorgesehen werden, wenn dies 
nach dem Zweck der Maßnahme notwendig 
ist; die persönliche Freiheit darf jeweils nur 
entzogen werden, wenn und soweit dies nicht 
zum Zweck der Maßnahme außer Verhältnis 
steht. 
(4) Wer festgenommen oder angehalten wird, 
ist unter Achtung der Menschenwürde und 
mit möglichster Schonung der Person zu be-
handeln und darf nur solchen Beschränkun-
gen unterworfen werden, die dem Zweck der 
Anhaltung angemessen oder zur Wahrung 
von Sicherheit und Ordnung am Ort seiner 
Anhaltung notwendig sind. 

Art 5 EMRK  
(1) Jedermann hat ein Recht auf Freiheit und 
Sicherheit. Die Freiheit darf einem Menschen 
nur in den folgenden Fällen und nur auf die 
gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen 
werden: 
a)  wenn er rechtmäßig nach Verurteilung durch 

ein zuständiges Gericht in Haft gehalten 
wird; 

b)  wenn er rechtmäßig festgenommen wor-
den ist oder in Haft gehalten wird wegen 
Nichtbefolgung eines rechtmäßigen Ge-
richtsbeschlusses oder zur Erzwingung der 
Erfüllung einer durch das Gesetz vorge-
schriebenen Verpflichtung; 

c)  wenn er rechtmäßig festgenommen wor-
den ist oder in Haft gehalten wird zum Zwe-
cke seiner Vorführung vor die zuständige 
Gerichtsbehörde, sofern hinreichender Ver-
dacht dafür besteht, daß der Betreffende 
eine strafbare Handlung begangen hat, oder 
begründeter Anlaß zu der Annahme besteht, 
daß es notwendig ist, den Betreffenden an 
der Begehung einer strafbaren Handlung 
oder an der Flucht nach Begehung einer sol-
chen zu hindern; 
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d) wenn es sich um die rechtmäßige Haft ei-
nes Minderjährigen handelt, die zum Zwe-
cke überwachter Erziehung angeordnet ist, 
oder um die rechtmäßige Haft eines sol-
chen, die zum Zwecke seiner Vorführung 
vor die zuständige Behörde verhängt ist; 

e)  wenn er sich in rechtmäßiger Haft befindet, 
weil er eine Gefahrenquelle für die Ausbrei-
tung ansteckender Krankheiten bildet, oder 
weil er geisteskrank, Alkoholiker, rausch-
giftsüchtig oder Landstreicher ist; 

f) wenn er rechtmäßig festgenommen worden 
ist oder in Haft gehalten wird, um ihn daran 
zu hindern, unberechtigt in das Staatsgebiet 
einzudringen oder weil er von einem gegen 
ihn schwebenden Ausweisungs- oder Aus-
lieferungsverfahren betroffen ist. 

(2) Jeder Festgenommene muß in möglichst 
kurzer Frist und in einer ihm verständlichen 
Sprache über die Gründe seiner Festnahme 
und über die gegen ihn erhobenen Beschuldi-
gungen unterrichtet werden. 
(3) Jede nach der Vorschrift des Abs. 1c dieses 
Artikels festgenommene oder in Haft gehal-
tene Person muß unverzüglich einem Richter 

oder einem anderen, gesetzlich zur Ausübung 
richterlicher Funktionen ermächtigten Beam-
ten vorgeführt werden. Er hat Anspruch auf 
Aburteilung innerhalb einer angemessenen 
Frist oder auf Haftentlassung während des 
Verfahrens. Die Freilassung kann von der 
Leistung einer Sicherheit für das Erscheinen 
vor Gericht abhängig gemacht werden. 
(4) Jedermann, dem seine Freiheit durch Fest-
nahme oder Haft entzogen wird, hat das 
Recht, ein Verfahren zu beantragen, in dem 
von einem Gericht ehetunlich über die Recht-
mäßigkeit der Haft entschieden wird und im 
Falle der Widerrechtlichkeit seine Entlassung 
angeordnet wird. 
(5) Jeder, der entgegen den Bestimmungen die-
ses Artikels von Festnahme oder Haft betrof-
fen worden ist, hat Anspruch auf Schadener-
satz. 

Art 6 GRC 
Jede Person hat das Recht auf Freiheit und Si-
cherheit. 

Verbot der Freiheitsentziehung wegen Schulden 
 

Art 1 4. ZP-EMRK 
Niemandem darf die Freiheit allein deshalb entzogen werden, weil er nicht in der Lage ist, eine ver-
tragliche Verpflichtung zu erfüllen.

Freizügigkeit der Person 
 

Art 4 StGG 
Die Freizügigkeit der Person und des Vermö-
gens innerhalb des Staatsgebietes unterliegt 
keiner Beschränkung. 

Art 2 4. ZP-EMRK 
(1) Jedermann, der sich rechtmäßig im Ho-
heitsgebiet eines Staates aufhält, hat das 
Recht, sich dort frei zu bewegen und seinen 
Wohnsitz frei zu wählen. 
(2) Jedermann steht es frei, jedes Land ein-
schließlich seines eigenen zu verlassen. 
(3) Die Ausübung dieser Rechte darf keinen 
anderen Einschränkungen unterworfen wer-

den als denen, die gesetzlich vorgesehen und 
in einer demokratischen Gesellschaft im Inter-
esse der nationalen oder der öffentlichen Si-
cherheit, der Aufrechterhaltung des “ordre 
public”, der Verhütung von Straftaten, des 
Schutzes der Gesundheit oder der Moral oder 
des Schutzes der Rechte und Freiheiten ande-
rer notwendig sind. 
(4) Die in Absatz 1 anerkannten Rechte kön-
nen ferner für den Bereich bestimmter Gebiete 
Einschränkungen unterworfen werden, die 
gesetzlich vorgesehen und in einer demokra-
tischen Gesellschaft durch das öffentliche In-
teresse gerechtfertigt sind.
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Verbot der Ausweisung eigener Staatsangehöriger 
 

Art 3 4. ZP-EMRK 
(1) Niemand darf aus dem Hoheitsgebiet des Staates, dessen Staatsangehöriger er ist, durch eine Ein-
zel- oder eine Kollektivmaßnahme ausgewiesen werden. 
(2) Niemandem darf das Recht entzogen werden, in das Hoheitsgebiet des Staates einzureisen, des-
sen Staatsangehöriger er ist.

Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens 
 

Art 8 EMRK 
(1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung sei-
nes Privat- und Familienlebens, seiner Woh-
nung und seines Briefverkehrs. 
(2) Der Eingriff einer öffentlichen Behörde in 
die Ausübung dieses Rechts ist nur statthaft, 
insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen 
ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale 
Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, 
das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Ver-
teidigung der Ordnung und zur Verhinderung 

von strafbaren Handlungen, zum Schutz der 
Gesundheit und der Moral oder zum Schutz 
der Rechte und Freiheiten anderer notwendig 
ist. 

Art 7 GRC 
Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres 
Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung 
sowie ihrer Kommunikation. 

Unverletzlichkeit des Hausrechts 
 

Art 9 StGG 
Das Hausrecht ist unverletzlich. 
Das bestehende Gesetz vom 27. October 1862 
(Reichs-Gesetz-Blatt Nr. 88) zum Schutze des 
Hausrechtes wird hiemit als Bestandtheil die-
ses Staatsgrundgesetzes erklärt. 

§ 1 Gesetz vom 27. October 1862, zum Schutze 
des Hausrechtes 
Eine Hausdurchsuchung, das ist die Durchsu-
chung der Wohnung oder sonstiger zum Haus-

wesen gehörigen Räumlichkeiten darf in der 
Regel nur kraft eines mit Gründen versehenen 
richterlichen Befehles unternommen werden. 
Dieser Befehl ist den Betheiligten sogleich oder 
doch innerhalb der nächsten 24 Stunden zu-
zustellen. 

Art 7 GRC 
Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres 
Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung 
sowie ihrer Kommunikation. 

Briefgeheimnis 
 

Artikel 10 StGG 
Das Briefgeheimniß darf nicht verletzt und die 
Beschlagnahme von Briefen, außer dem Falle 
einer gesetzlichen Verhaftung oder Haussu-
chung, nur in Kriegsfällen oder auf Grund ei-
nes richterlichen Befehles in Gemäßheit be-
stehender Gesetze vorgenommen werden. 

Art 8 EMRK 
(1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung sei-
nes Privat- und Familienlebens, seiner Woh-
nung und seines Briefverkehrs. 
(2) Der Eingriff einer öffentlichen Behörde in 
die Ausübung dieses Rechts ist nur statthaft, 
insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen 
ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale 
Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, 
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das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Ver-
teidigung der Ordnung und zur Verhinderung 
von strafbaren Handlungen, zum Schutz der 
Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der 
Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. 

Art 7 GRC 
Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres 
Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung 
sowie ihrer Kommunikation. 

Fernmeldegeheimnis 
 

Artikel 10a StGG 
Das Fernmeldegeheimnis darf nicht verletzt 
werden. 
Ausnahmen von der Bestimmung des vorste-
henden Absatzes sind nur auf Grund eines 
richterlichen Befehles in Gemäßheit bestehen-
der Gesetze zulässig. 

Art 8 EMRK 
(1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung sei-
nes Privat- und Familienlebens, seiner Woh-
nung und seines Briefverkehrs. 
(2) Der Eingriff einer öffentlichen Behörde in 
die Ausübung dieses Rechts ist nur statthaft, 
insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen 

ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale 
Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, 
das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Ver-
teidigung der Ordnung und zur Verhinderung 
von strafbaren Handlungen, zum Schutz der 
Gesundheit und der Moral oder zum Schutz 
der Rechte und Freiheiten anderer notwendig 
ist. 

Art 7 GRC 
Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres 
Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung 
sowie ihrer Kommunikation. 

Grundrecht auf Datenschutz 
 

§ 1 DSG 
(1) Jedermann hat, insbesondere auch im Hin-
blick auf die Achtung seines Privat- und Fami-
lienlebens, Anspruch auf Geheimhaltung der 
ihn betreffenden personenbezogenen Daten, 
soweit ein schutzwürdiges Interesse daran 
besteht. Das Bestehen eines solchen Interes-
ses ist ausgeschlossen, wenn Daten infolge ih-
rer allgemeinen Verfügbarkeit oder wegen ih-
rer mangelnden Rückführbarkeit auf den Be-
troffenen einem Geheimhaltungsanspruch 
nicht zugänglich sind. 
(2) Soweit die Verwendung von personenbe-
zogenen Daten nicht im lebenswichtigen Inte-
resse des Betroffenen oder mit seiner Zustim-
mung erfolgt, sind Beschränkungen des An-
spruchs auf Geheimhaltung nur zur Wahrung 
überwiegender berechtigter Interessen eines 
anderen zulässig, und zwar bei Eingriffen ei-
ner staatlichen Behörde nur auf Grund von Ge-
setzen, die aus den in Art. 8 Abs. 2 der Europä-
ischen Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten (EMRK), BGBl. Nr. 
210/1958, genannten Gründen notwendig sind. 
Derartige Gesetze dürfen die Verwendung von 
Daten, die ihrer Art nach besonders schutzwür-
dig sind, nur zur Wahrung wichtiger öffentli-
cher Interessen vorsehen und müssen gleich-

zeitig angemessene Garantien für den Schutz 
der Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen 
festlegen. Auch im Falle zulässiger Beschrän-
kungen darf der Eingriff in das Grundrecht je-
weils nur in der gelindesten, zum Ziel führen-
den Art vorgenommen werden. 
(3) Jedermann hat, soweit ihn betreffende per-
sonenbezogene Daten zur automationsunter-
stützten Verarbeitung oder zur Verarbeitung 
in manuell, dh. ohne Automationsunterstüt-
zung geführten Dateien bestimmt sind, nach 
Maßgabe gesetzlicher Bestimmungen 
1.  das Recht auf Auskunft darüber, wer welche 

Daten über ihn verarbeitet, woher die Daten 
stammen, und wozu sie verwendet werden, 
insbesondere auch, an wen sie übermittelt 
werden; 

2.  das Recht auf Richtigstellung unrichtiger 
Daten und das Recht auf Löschung unzuläs-
sigerweise verarbeiteter Daten. 

(4) Beschränkungen der Rechte nach Abs. 3 
sind nur unter den in Abs. 2 genannten Voraus-
setzungen zulässig. 

Art 8 GRC 
(1) Jede Person hat das Recht auf Schutz der 
sie betreffenden personenbezogenen Daten. 
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(2) Diese Daten dürfen nur nach Treu und Glau-
ben für festgelegte Zwecke und mit Einwilli-
gung der betroffenen Person oder auf einer 
sonstigen gesetzlich geregelten legitimen 
Grundlage verarbeitet werden. Jede Person hat 

das Recht, Auskunft über die sie betreffenden 
erhobenen Daten zu erhalten und die Berichti-
gung der Daten zu erwirken. 
(3) Die Einhaltung dieser Vorschriften wird von 
einer unabhängigen Stelle überwacht. 

Recht auf Eheschließung 
 

Art 12 EMRK 
Mit Erreichung des heiratsfähigen Alters haben Männer und Frauen gemäß den einschlägigen na-
tionalen Gesetzen das Recht, eine Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen. 

Freiheit der Meinungsäußerung 
 

Artikel 13 StGG 
Jedermann hat das Recht, durch Wort, Schrift, 
Druck oder durch bildliche Darstellung seine 
Meinung innerhalb der gesetzlichen Schran-
ken frei zu äußern. 
Die Presse darf weder unter Censur gestellt, 
noch durch das Concessions-System be-
schränkt werden. Administrative Postverbote 
finden auf inländische Druckschriften keine 
Anwendung. 

Artikel 10 EMRK 
(1) Jedermann hat Anspruch auf freie Mei-
nungsäußerung. Dieses Recht schließt die 
Freiheit der Meinung und die Freiheit zum 
Empfang und zur Mitteilung von Nachrichten 
oder Ideen ohne Eingriffe öffentlicher Behör-
den und ohne Rücksicht auf Landesgrenzen 
ein. Dieser Artikel schließt nicht aus, daß die 
Staaten Rundfunk-, Lichtspiel- oder Fernseh-
unternehmen einem Genehmigungsverfahren 
unterwerfen. 
(2) Da die Ausübung dieser Freiheiten Pflich-
ten und Verantwortung mit sich bringt, kann 

sie bestimmten, vom Gesetz vorgesehenen 
Formvorschriften, Bedingungen, Einschrän-
kungen oder Strafdrohungen unterworfen 
werden, wie sie in einer demokratischen Ge-
sellschaft im Interesse der nationalen Sicher-
heit, der territorialen Unversehrtheit oder der 
öffentlichen Sicherheit, der Aufrechterhaltung 
der Ordnung und der Verbrechensverhütung, 
des Schutzes der Gesundheit und der Moral, 
des Schutzes des guten Rufes oder der Rechte 
anderer unentbehrlich sind, um die Verbrei-
tung von vertraulichen Nachrichten zu verhin-
dern oder das Ansehen und die Unparteilich-
keit der Rechtsprechung zu gewährleisten. 

Art 11 GRC 
(1) Jede Person hat das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung. Dieses Recht schließt die 
Meinungsfreiheit und die Freiheit ein, Infor-
mationen und Ideen ohne behördliche Ein-
griffe und ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen 
zu empfangen und weiterzugeben. 
(2) Die Freiheit der Medien und ihre Pluralität 
werden geachtet. 

Petitionsrecht 
 

Artikel 11 StGG 
Das Petitionsrecht steht Jedermann zu. 
Petitionen unter einem Gesammtnamen dür-
fen nur von gesetzlich anerkannten Körper-
schaften oder Vereinen ausgehen. 

Art 44 GRC 
Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger so-
wie jede natürliche oder juristische Person 
mit Wohnsitz oder satzungsmäßigem Sitz in 
einem Mitgliedstaat haben das Recht, eine Pe-
tition an das Europäische Parlament zu rich-
ten. 
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Pressefreiheit (Zensurverbot) 
 

Artikel 13 Abs 2 StGG 
Die Presse darf weder unter Censur gestellt, 
noch durch das Concessions-System be-
schränkt werden. Administrative Postverbote 
finden auf inländische Druckschriften keine 
Anwendung. 

Beschluß der Provisorischen Nationalversamm-
lung vom 30. Oktober 1918 
1. Jede Zensur ist als dem Grundrecht der 
Staatsbürger widersprechend als rechtsun-
gültig aufgehoben. 
2. Die Einstellung von Druckschriften und die 
Erlassung eines Postverbotes gegen solche 
findet nicht mehr statt. 
Die bisher verfügten Einstellungen und Post-
verbote sind aufgehoben. Die volle Freiheit der 
Presse ist hergestellt. 
3. Die Ausnahmsverfügungen betreffs des Ver-
eins- und Versammlungsrechtes sind aufge-
hoben. Die volle Vereins- und Versammlungs-
freiheit ohne Unterschied des Geschlechts ist 
hergestellt. 

Artikel 10 EMRK 
(1) Jedermann hat Anspruch auf freie Mei-
nungsäußerung. Dieses Recht schließt die Frei-
heit der Meinung und die Freiheit zum Emp-
fang und zur Mitteilung von Nachrichten oder 
Ideen ohne Eingriffe öffentlicher Behörden 
und ohne Rücksicht auf Landesgrenzen ein. 

Dieser Artikel schließt nicht aus, daß die Staa-
ten Rundfunk-, Lichtspiel- oder Fernsehunter-
nehmen einem Genehmigungsverfahren un-
terwerfen. 
(2) Da die Ausübung dieser Freiheiten Pflich-
ten und Verantwortung mit sich bringt, kann 
sie bestimmten, vom Gesetz vorgesehenen 
Formvorschriften, Bedingungen, Einschrän-
kungen oder Strafdrohungen unterworfen 
werden, wie sie in einer demokratischen Ge-
sellschaft im Interesse der nationalen Sicher-
heit, der territorialen Unversehrtheit oder der 
öffentlichen Sicherheit, der Aufrechterhaltung 
der Ordnung und der Verbrechensverhütung, 
des Schutzes der Gesundheit und der Moral, 
des Schutzes des guten Rufes oder der Rechte 
anderer unentbehrlich sind, um die Verbrei-
tung von vertraulichen Nachrichten zu verhin-
dern oder das Ansehen und die Unparteilich-
keit der Rechtsprechung zu gewährleisten. 

Art 11 GRC 
(1) Jede Person hat das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung. Dieses Recht schließt die 
Meinungsfreiheit und die Freiheit ein, Infor-
mationen und Ideen ohne behördliche Ein-
griffe und ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen 
zu empfangen und weiterzugeben. 
(2) Die Freiheit der Medien und ihre Pluralität 
werden geachtet. 

Rundfunkfreiheit 
 

Artikel 10 EMRK 
(1) Jedermann hat Anspruch auf freie Mei-
nungsäußerung. Dieses Recht schließt die Frei-
heit der Meinung und die Freiheit zum Emp-
fang und zur Mitteilung von Nachrichten oder 
Ideen ohne Eingriffe öffentlicher Behörden 
und ohne Rücksicht auf Landesgrenzen ein. 
Dieser Artikel schließt nicht aus, daß die Staa-
ten Rundfunk-, Lichtspiel- oder Fernsehunter-
nehmen einem Genehmigungsverfahren un-
terwerfen. 
(2) Da die Ausübung dieser Freiheiten Pflich-
ten und Verantwortung mit sich bringt, kann 
sie bestimmten, vom Gesetz vorgesehenen 
Formvorschriften, Bedingungen, Einschrän-
kungen oder Strafdrohungen unterworfen 
werden, wie sie in einer demokratischen Ge-
sellschaft im Interesse der nationalen Sicher-
heit, der territorialen Unversehrtheit oder der 
öffentlichen Sicherheit, der Aufrechterhaltung 

der Ordnung und der Verbrechensverhütung, 
des Schutzes der Gesundheit und der Moral, 
des Schutzes des guten Rufes oder der Rechte 
anderer unentbehrlich sind, um die Verbrei-
tung von vertraulichen Nachrichten zu ver-
hindern oder das Ansehen und die Unpartei-
lichkeit der Rechtsprechung zu gewährleisten. 

Art 11 GRC 
(1) Jede Person hat das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung. Dieses Recht schließt die 
Meinungsfreiheit und die Freiheit ein, Infor-
mationen und Ideen ohne behördliche Ein-
griffe und ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen 
zu empfangen und weiterzugeben. 
(2) Die Freiheit der Medien und ihre Pluralität 
werden geachtet. 
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Vereinsfreiheit 
 

Artikel 12 StGG 
Die österreichischen Staatsbürger haben das 
Recht, sich zu versammeln und Vereine zu bil-
den. Die Ausübung dieser Rechte wird durch 
besondere Gesetze geregelt. 

Artikel 11 EMRK 
(1) Alle Menschen haben das Recht, sich fried-
lich zu versammeln und sich frei mit anderen 
zusammenzuschließen, einschließlich des 
Rechts, zum Schutze ihrer Interessen Gewerk-
schaften zu bilden und diesen beizutreten. 
(2) Die Ausübung dieser Rechte darf keinen 
anderen Einschränkungen unterworfen wer-
den als den vom Gesetz vorgesehenen, die in 
einer demokratischen Gesellschaft im Inte-
resse der nationalen und öffentlichen Sicher-
heit, der Aufrechterhaltung der Ordnung und 
der Verbrechensverhütung, des Schutzes der 
Gesundheit und der Moral oder des Schutzes 
der Rechte und Freiheiten anderer notwendig 

sind. Dieser Artikel verbietet nicht, daß die 
Ausübung dieser Rechte durch Mitglieder der 
Streitkräfte, der Polizei oder der Staatsverwal-
tung gesetzlichen Einschränkungen unter-
worfen wird. 

Art 12 GRC 
(1) Jede Person hat das Recht, sich insbeson-
dere im politischen, gewerkschaftlichen und 
zivilgesellschaftlichen Bereich auf allen Ebe-
nen frei und friedlich mit anderen zu versam-
meln und frei mit anderen zusammenzu-
schließen, was das Recht jeder Person um-
fasst, zum Schutz ihrer Interessen Gewerk-
schaften zu gründen und Gewerkschaften bei-
zutreten. 
(2) Politische Parteien auf der Ebene der Union 
tragen dazu bei, den politischen Willen der 
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger zum 
Ausdruck zu bringen. 

Versammlungsfreiheit 
 

Artikel 12 StGG 
Die österreichischen Staatsbürger haben das 
Recht, sich zu versammeln und Vereine zu bil-
den. Die Ausübung dieser Rechte wird durch 
besondere Gesetze geregelt. 

Artikel 11 EMRK 
(1) Alle Menschen haben das Recht, sich fried-
lich zu versammeln und sich frei mit anderen 
zusammenzuschließen, einschließlich des 
Rechts, zum Schutze ihrer Interessen Gewerk-
schaften zu bilden und diesen beizutreten. 
(2) Die Ausübung dieser Rechte darf keinen 
anderen Einschränkungen unterworfen wer-
den als den vom Gesetz vorgesehenen, die in 
einer demokratischen Gesellschaft im Inte-
resse der nationalen und öffentlichen Sicher-
heit, der Aufrechterhaltung der Ordnung und 
der Verbrechensverhütung, des Schutzes der 
Gesundheit und der Moral oder des Schutzes 
der Rechte und Freiheiten anderer notwendig 

sind. Dieser Artikel verbietet nicht, daß die 
Ausübung dieser Rechte durch Mitglieder der 
Streitkräfte, der Polizei oder der Staatsverwal-
tung gesetzlichen Einschränkungen unter-
worfen wird. 

Art 12 GRC 
(1) Jede Person hat das Recht, sich insbeson-
dere im politischen, gewerkschaftlichen und 
zivilgesellschaftlichen Bereich auf allen Ebe-
nen frei und friedlich mit anderen zu versam-
meln und frei mit anderen zusammenzu-
schließen, was das Recht jeder Person um-
fasst, zum Schutz ihrer Interessen Gewerk-
schaften zu gründen und Gewerkschaften bei-
zutreten. 
(2) Politische Parteien auf der Ebene der Union 
tragen dazu bei, den politischen Willen der 
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger zum 
Ausdruck zu bringen. 

Recht auf Gründung und freie Betätigung politischer Parteien 
 

§ 1 Parteiengesetz 2012 
(1) Die Existenz und die Vielfalt politischer Parteien sind wesentliche Bestandteile der demokrati-
schen Ordnung der Republik Österreich (Art. 1 B-VG, BGBl. Nr. 1/1930). 
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(2) Eine politische Partei ist eine dauernd organisierte Verbindung, die durch gemeinsame Tätigkeit 
auf eine umfassende Beeinflussung der staatlichen Willensbildung, insbesondere durch die Teil-
nahme an Wahlen zu allgemeinen Vertretungskörpern und dem Europäischen Parlament, abzielt 
und deren Satzung beim Bundesministerium für Inneres hinterlegt ist. 
(3) Die Gründung politischer Parteien ist frei, sofern bundesverfassungsgesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist. Ihre Tätigkeit darf keiner Beschränkung durch besondere Rechtsvorschriften unter-
worfen werden. 
[…] 

Koalitionsfreiheit 
 

Art 11 EMRK 
(1) Alle Menschen haben das Recht, sich friedlich zu versammeln und sich frei mit anderen zusam-
menzuschließen, einschließlich des Rechts, zum Schutze ihrer Interessen Gewerkschaften zu bilden 
und diesen beizutreten. 
(2) Die Ausübung dieser Rechte darf keinen anderen Einschränkungen unterworfen werden als den 
vom Gesetz vorgesehenen, die in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen und 
öffentlichen Sicherheit, der Aufrechterhaltung der Ordnung und der Verbrechensverhütung, des 
Schutzes der Gesundheit und der Moral oder des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer not-
wendig sind. Dieser Artikel verbietet nicht, daß die Ausübung dieser Rechte durch Mitglieder der 
Streitkräfte, der Polizei oder der Staatsverwaltung gesetzlichen Einschränkungen unterworfen wird. 

Wahlrecht 
 

Art 23a B-VG 
(1) Die Mitglieder des Europäischen Parlaments 
werden in Österreich auf Grund des gleichen, 
unmittelbaren, persönlichen, freien und ge-
heimen Wahlrechtes der Männer und Frauen, 
die am Wahltag das 16. Lebensjahr vollendet 
haben und am Stichtag der Wahl entweder die 
österreichische Staatsbürgerschaft besitzen 
und nicht nach Maßgabe des Rechts der Euro-
päischen Union vom Wahlrecht ausgeschlos-
sen sind oder die Staatsangehörigkeit eines an-
deren Mitgliedstaates der Europäischen Union 
besitzen und nach Maßgabe des Rechts der Eu-
ropäischen Union wahlberechtigt sind, nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt. 
(2) Das Bundesgebiet bildet für die Wahlen zum 
Europäischen Parlament einen einheitlichen 
Wahlkörper. 
(3) Wählbar sind die in Österreich zum Euro-
päischen Parlament Wahlberechtigten, die am 
Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben. 
(4) Art. 26 Abs. 5 bis 7 ist sinngemäß anzu-
wenden. 

Art 26 B-VG 
(1) Der Nationalrat wird vom Bundesvolk auf 
Grund des gleichen, unmittelbaren, persönli-
chen, freien und geheimen Wahlrechtes der 
Männer und Frauen, die am Wahltag das 16. 
Lebensjahr vollendet haben, nach den Grund-
sätzen der Verhältniswahl gewählt. 

(2) Das Bundesgebiet wird in räumlich ge-
schlossene Wahlkreise geteilt, deren Grenzen 
die Landesgrenzen nicht schneiden dürfen; 
diese Wahlkreise sind in räumlich geschlos-
sene Regionalwahlkreise zu untergliedern. 
Die Zahl der Abgeordneten wird auf die Wahl-
berechtigten der Wahlkreise (Wahlkörper) im 
Verhältnis der Zahl der Staatsbürger, die nach 
dem Ergebnis der letzten Volkszählung im je-
weiligen Wahlkreis den Hauptwohnsitz hat-
ten, vermehrt um die Zahl der Staatsbürger, 
die am Zähltag im Bundesgebiet zwar nicht 
den Hauptwohnsitz hatten, aber in einer Ge-
meinde des jeweiligen Wahlkreises in der 
Wählerevidenz eingetragen waren, verteilt; in 
gleicher Weise wird die Zahl der einem Wahl-
kreis zugeordneten Abgeordneten auf die Re-
gionalwahlkreise verteilt. Die Wahlordnung 
zum Nationalrat hat ein abschließendes Er-
mittlungsverfahren im gesamten Bundesge-
biet vorzusehen, durch das sowohl ein Aus-
gleich der den wahlwerbenden Parteien in 
den Wahlkreisen zugeteilten als auch eine 
Aufteilung der noch nicht zugeteilten Mandate 
nach den Grundsätzen der Verhältniswahl er-
folgt. Eine Gliederung der Wählerschaft in an-
dere Wahlkörper ist nicht zulässig. 
(3) Der Wahltag muss ein Sonntag oder ein ge-
setzlicher Feiertag sein. Treten Umstände ein, 
die den Anfang, die Fortsetzung oder die Been-
digung der Wahlhandlung verhindern, so kann 
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die Wahlbehörde die Wahlhandlung auf den 
nächsten Tag verlängern oder verschieben. 
(4) Wählbar sind die zum Nationalrat Wahlbe-
rechtigten, die am Stichtag die österreichische 
Staatsbürgerschaft besitzen und am Wahltag 
das 18. Lebensjahr vollendet haben. 
(5) Ein Ausschluss vom Wahlrecht oder von 
der Wählbarkeit kann, auch in jeweils unter-
schiedlichem Umfang, nur durch Bundesge-
setz als Folge rechtskräftiger gerichtlicher Ver-
urteilung vorgesehen werden. 
(6) Wahlberechtigte, die voraussichtlich am 
Wahltag verhindert sein werden, ihre Stimme 
vor der Wahlbehörde abzugeben, etwa wegen 
Ortsabwesenheit, aus gesundheitlichen Grün-
den oder wegen Aufenthalts im Ausland, kön-
nen ihr Wahlrecht auf Antrag unter Angabe des 
Grundes durch Briefwahl ausüben. Die Identität 
des Antragstellers ist glaubhaft zu machen. Der 
Wahlberechtigte hat durch Unterschrift an Ei-
des statt zu erklären, dass die Stimmabgabe 
persönlich und geheim erfolgt ist. 
(7) Die näheren Bestimmungen über das Wahl-
verfahren werden durch Bundesgesetz getrof-
fen. 

Art 60 B-VG 
(1) Der Bundespräsident wird vom Bundesvolk 
auf Grund des gleichen, unmittelbaren, per-
sönlichen, freien und geheimen Wahlrechtes 
der zum Nationalrat wahlberechtigten Männer 
und Frauen gewählt; stellt sich nur ein Wahl-
werber der Wahl, so ist die Wahl in Form einer 
Abstimmung durchzuführen. Art. 26 Abs. 5 bis 
8 ist sinngemäß anzuwenden. 
(2) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte aller 
gültigen Stimmen für sich hat. Ergibt sich 
keine solche Mehrheit, so findet ein zweiter 
Wahlgang statt. Bei diesem können gültiger-
weise nur für einen der beiden Wahlwerber, 
die im ersten Wahlgang die meisten Stimmen 
erhalten haben, Stimmen abgegeben werden. 
(3) Zum Bundespräsidenten kann nur gewählt 
werden, wer zum Nationalrat wählbar ist und 
am Wahltag das 35. Lebensjahr vollendet hat. 
(4) Das Ergebnis der Wahl des Bundespräsi-
denten ist vom Bundeskanzler amtlich kund-
zumachen. 
(5) Das Amt des Bundespräsidenten dauert 
sechs Jahre. Eine Wiederwahl für die unmit-
telbar folgende Funktionsperiode ist nur ein-
mal zulässig. 
(6) Vor Ablauf der Funktionsperiode kann der 
Bundespräsident durch Volksabstimmung ab-
gesetzt werden. Die Volksabstimmung ist 
durchzuführen, wenn die Bundesversamm-
lung es verlangt. Die Bundesversammlung ist 
zu diesem Zweck vom Bundeskanzler einzu-
berufen, wenn der Nationalrat einen solchen 
Antrag beschlossen hat. Zum Beschluss des 

Nationalrates ist die Anwesenheit von mindes-
tens der Hälfte der Mitglieder und eine Mehr-
heit von zwei Dritteln der abgegebenen Stim-
men erforderlich. Durch einen derartigen Be-
schluss des Nationalrates ist der Bundespräsi-
dent an der ferneren Ausübung seines Amtes 
verhindert. Die Ablehnung der Absetzung 
durch die Volksabstimmung gilt als neue 
Wahl und hat die Auflösung des Nationalrates 
(Art. 29 Abs. 1) zur Folge. Auch in diesem Fall 
darf die gesamte Funktionsperiode des Bundes-
präsidenten nicht mehr als zwölf Jahre dauern. 

Art 95 B-VG 
(1) Die Gesetzgebung der Länder wird von den 
Landtagen ausgeübt. Die Landtage werden auf 
Grund des gleichen, unmittelbaren, persönli-
chen, freien und geheimen Wahlrechtes der 
nach den Landtagswahlordnungen wahlbe-
rechtigten männlichen und weiblichen Lan-
desbürger nach den Grundsätzen der Verhält-
niswahl gewählt. Die Landesverfassung kann 
vorsehen, dass auch Staatsbürger, die vor Ver-
legung ihres Hauptwohnsitzes in das Ausland, 
einen Wohnsitz im Land hatten, für die Dauer 
ihres Auslandsaufenthalts, längstens jedoch 
für einen Zeitraum von zehn Jahren, zum 
Landtag wahlberechtigt sind. 
(2) Die Landtagswahlordnungen dürfen die 
Bedingungen des Wahlrechtes und der Wähl-
barkeit nicht enger ziehen als die Bundesver-
fassung für Wahlen zum Nationalrat und die 
Bedingungen der Wählbarkeit nicht weiter zie-
hen als die bundesgesetzlichen Bestimmun-
gen für Wahlen zum Nationalrat. 
(3) Die Wähler üben ihr Wahlrecht in Wahl-
kreisen aus, von denen jeder ein geschlosse-
nes Gebiet umfassen muss und die in räum-
lich geschlossene Regionalwahlkreise unter-
teilt werden können. Die Zahl der Abgeordne-
ten ist auf die Wahlkreise im Verhältnis der 
Bürgerzahl zu verteilen. Die Landtagswahlord-
nung kann ein abschließendes Ermittlungs-
verfahren im gesamten Landesgebiet vorse-
hen, durch das sowohl ein Ausgleich der den 
wahlwerbenden Parteien in den Wahlkreisen 
zugeteilten als auch eine Aufteilung der noch 
nicht zugeteilten Mandate nach den Grunds-
ätzen der Verhältniswahl erfolgt. Eine Gliede-
rung der Wählerschaft in andere Wahlkörper 
ist nicht zulässig. 
(4) Die näheren Bestimmungen über das Wahl-
verfahren werden durch die Landtagswahl-
ordnungen getroffen. Art. 26 Abs. 6 ist sinnge-
mäß anzuwenden. 
(5) Für öffentlich Bedienstete, die sich um ein 
Mandat im Landtag bewerben oder die zu Ab-
geordneten eines Landtages gewählt werden, 
gilt Art. 59a, strengere Regelungen sind zuläs-
sig. Durch Landesverfassungsgesetz kann eine 
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Einrichtung mit den gleichen Befugnissen und 
der gleichen Pflicht zur Veröffentlichung ei-
nes Berichtes wie die der Kommission gemäß 
Art. 59b geschaffen werden. 

Art 117 Abs 2 B-VG 
Der Gemeinderat wird auf Grund des gleichen, 
unmittelbaren, persönlichen, freien und ge-
heimen Wahlrechtes der männlichen und 
weiblichen Staatsbürger, die in der Gemeinde 
ihren Hauptwohnsitz haben, nach den Grund-
sätzen der Verhältniswahl gewählt. Die Wahl-
ordnung kann jedoch vorsehen, dass auch 
Staatsbürger, die in der Gemeinde einen Wohn-
sitz, nicht aber den Hauptwohnsitz haben, 
wahlberechtigt sind. Die Wahlordnung darf 
die Bedingungen des Wahlrechtes und der 
Wählbarkeit nicht enger ziehen als die Land-
tagswahlordnung; es kann jedoch bestimmt 
werden, dass Personen, die sich noch nicht 
ein Jahr in der Gemeinde aufhalten, dann 
nicht wahlberechtigt und wählbar sind, wenn 
ihr Aufenthalt in der Gemeinde offensichtlich 
nur vorübergehend ist. Unter den in der Wahl-
ordnung festzulegenden Bedingungen sind 
auch Staatsangehörige anderer Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union wahlberechtigt 
und wählbar. Die Wahlordnung kann bestim-
men, dass die Wähler ihr Wahlrecht in Wahl-
kreisen ausüben, von denen jeder ein ge-
schlossenes Gebiet umfassen muss. Eine Glie-
derung der Wählerschaft in andere Wahlkör-
per ist nicht zulässig. Art. 26 Abs. 6 ist sinnge-

mäß anzuwenden. Für den Fall, dass keine 
Wahlvorschläge eingebracht werden, kann in 
der Wahlordnung bestimmt werden, dass Per-
sonen als gewählt gelten, deren Namen auf den 
Stimmzetteln am häufigsten genannt werden. 

Art 3 1. ZP-EMRK 
Die Hohen Vertragschließenden Teile ver-
pflichten sich, in angemessenen Zeitabstän-
den freie und geheime Wahlen unter Bedin-
gungen abzuhalten, die die freie Äußerung der 
Meinung des Volkes bei der Wahl der gesetz-
gebenden Organe gewährleisten. 

Art 39 GRC 
(1) Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger 
besitzen in dem Mitgliedstaat, in dem sie ih-
ren Wohnsitz haben, das aktive und passive 
Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäischen 
Parlament, wobei für sie dieselben Bedingun-
gen gelten wie für die Angehörigen des betref-
fenden Mitgliedstaats. 
(2) Die Mitglieder des Europäischen Parlaments 
werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier 
und geheimer Wahl gewählt. 

Art 40 GRC 
Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger be-
sitzen in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren 
Wohnsitz haben, das aktive und passive Wahl-
recht bei Kommunalwahlen, wobei für sie die-
selben Bedingungen gelten wie für die Ange-
hörigen des betreffenden Mitgliedstaats. 

Verbot der Einschränkung der Ausübung politischer Rechte durch Beamte 
 

Art 7 Abs 4 B-VG 
Den öffentlich Bediensteten, einschließlich der Angehörigen des Bundesheeres, ist die ungeschmä-
lerte Ausübung ihrer politischen Rechte gewährleistet. 

Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 
 

Art 14 StGG 
Die volle Glaubens- und Gewissensfreiheit ist 
Jedermann gewährleistet. 
Der Genuß der bürgerlichen und politischen 
Rechte ist von dem Religionsbekenntnisse un-
abhängig; doch darf den staatsbürgerlichen 
Pflichten durch das Religionsbekenntniß kein 
Abbruch geschehen. 
Niemand kann zu einer kirchlichen Handlung 
oder zur Theilnahme an einer kirchlichen Fei-
erlichkeit gezwungen werden, in sofern er 

nicht der nach dem Gesetze hiezu berechtig-
ten Gewalt eines Anderen untersteht. 

Art 9 EMRK 
(1) Jedermann hat Anspruch auf Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht 
umfaßt die Freiheit des einzelnen zum Wech-
sel der Religion oder der Weltanschauung so-
wie die Freiheit, seine Religion oder Weltan-
schauung einzeln oder in Gemeinschaft mit 
anderen öffentlich oder privat, durch Gottes-
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dienst, Unterricht, Andachten und Beachtung 
religiöser Gebräuche auszuüben. 
(2) Die Religions- und Bekenntnisfreiheit darf 
nicht Gegenstand anderer als vom Gesetz vor-
gesehener Beschränkungen sein, die in einer 
demokratischen Gesellschaft notwendige 
Maßnahmen im Interesse der öffentlichen Si-
cherheit, der öffentlichen Ordnung, Gesund-
heit und Moral oder für den Schutz der Rechte 
und Freiheiten anderer sind. 

Art 63 Staatsvertrag von St. Germain EMRK 
Österreich verpflichtet sich, allen Einwohnern 
Österreichs ohne Unterschied der Geburt, 
Staatsangehörigkeit, Sprache, Rasse oder Reli-
gion vollen und ganzen Schutz von Leben und 
Freiheit zu gewähren. 
Alle Einwohner Österreichs haben das Recht, 
öffentlich oder privat jede Art Glauben, Reli-

gion oder Bekenntnis frei zu üben, sofern de-
ren Übung nicht mit der öffentlichen Ordnung 
oder mit den guten Sitten unvereinbar ist. 

Art 10 GRC 
(1) Jede Person hat das Recht auf Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit. Dieses Recht 
umfasst die Freiheit, seine Religion oder Welt-
anschauung zu wechseln, und die Freiheit, 
seine Religion oder Weltanschauung einzeln 
oder gemeinsam mit anderen öffentlich oder 
privat durch Gottesdienst, Unterricht, Bräuche 
und Riten zu bekennen. 
(2) Das Recht auf Wehrdienstverweigerung aus 
Gewissensgründen wird nach den einzelstaat-
lichen Gesetzen anerkannt, welche die Aus-
übung dieses Rechts regeln. 

Rechte der anerkannten Kirchen und Religionsgemeinschaften 
 

Art 15 StGG 
Jede gesetzlich anerkannte Kirche und Religi-
onsgesellschaft hat das Recht der gemeinsa-
men öffentlichen Religionsübung, ordnet und 
verwaltet ihre inneren Angelegenheiten selb-
ständig, bleibt im Besitze und Genusse ihrer 
für Cultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeits-
zwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und 
Fonde, ist aber, wie jede Gesellschaft, den all-
gemeinen Staatsgesetzen unterworfen. 

Art 16 StGG 
Den Anhängern eines gesetzlich nicht aner-
kannten Religionsbekenntnisses ist die häus-
liche Religionsübung gestattet, in soferne die-
selbe weder rechtswidrig, noch sittenverlet-
zend ist. 

Art 9 EMRK 
(1) Jedermann hat Anspruch auf Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht 
umfaßt die Freiheit des einzelnen zum Wech-
sel der Religion oder der Weltanschauung so-
wie die Freiheit, seine Religion oder Weltan-

schauung einzeln oder in Gemeinschaft mit 
anderen öffentlich oder privat, durch Gottes-
dienst, Unterricht, Andachten und Beachtung 
religiöser Gebräuche auszuüben. 
(2) Die Religions- und Bekenntnisfreiheit darf 
nicht Gegenstand anderer als vom Gesetz vor-
gesehener Beschränkungen sein, die in einer 
demokratischen Gesellschaft notwendige 
Maßnahmen im Interesse der öffentlichen Si-
cherheit, der öffentlichen Ordnung, Gesund-
heit und Moral oder für den Schutz der Rechte 
und Freiheiten anderer sind. 

Art 63 Staatsvertrag von St. Germain EMRK 
Österreich verpflichtet sich, allen Einwohnern 
Österreichs ohne Unterschied der Geburt, 
Staatsangehörigkeit, Sprache, Rasse oder Reli-
gion vollen und ganzen Schutz von Leben und 
Freiheit zu gewähren. 
Alle Einwohner Österreichs haben das Recht, 
öffentlich oder privat jede Art Glauben, Reli-
gion oder Bekenntnis frei zu üben, sofern de-
ren Übung nicht mit der öffentlichen Ordnung 
oder mit den guten Sitten unvereinbar ist. 

Recht auf Wehrdienstverweigerung 
 

Art 9a Abs 4 B-VG 
Wer die Erfüllung der Wehrpflicht aus Gewis-
sensgründen verweigert und hievon befreit 
wird, hat die Pflicht, einen Ersatzdienst (Zivil-
dienst) zu leisten. 

§ 1 Zivildienstgesetz 1986 
(1) Wehrpflichtige im Sinne des Wehrgesetzes 
2001 ~ WG 2001, BGBl. I Nr. 146, die zum Wehr-
dienst tauglich befunden wurden, können er-
klären (Zivildiensterklärung), 
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1.  die Wehrpflicht nicht erfüllen zu können, 
weil sie es ~ von den Fällen der persönlichen 
Notwehr oder Nothilfe abgesehen ~ aus Ge-
wissensgründen ablehnen, Waffengewalt 
gegen Menschen anzuwenden, und daher 
bei Leistung des Wehrdienstes in Gewis-
sensnot geraten würden und 

2.  deshalb Zivildienst leisten zu wollen. 
(2) Die Ausübung dieses Rechtes ist dem Wehr-
pflichtigen mindestens sechs Monate nach Ab-
schluß jenes Stellungsverfahrens, bei dem er 
erstmals für den Wehrdienst tauglich befun-
den wurde, gewährleistet, es sei denn, der 
Wehrpflichtige hätte darauf ausdrücklich und 
schriftlich verzichtet. Das Recht ruht vom 
zweiten Tag vor einer Einberufung zum Prä-
senzdienst bis zur Entlassung aus diesem 
oder bis zur Behebung des Einberufungsbe-
fehls. Wird nach der Einberufung zum Grund-
wehrdienst dieser vollständig geleistet, ruht 
das Recht darüber hinaus drei Jahre, gerech-
net vom Tage, für den der Wehrpflichtige ein-
berufen war. 
(3) Die Zivildiensterklärung darf nicht an Vor-
behalte und Bedingungen gebunden werden; 
ihr sind Angaben zum Lebenslauf (Schul- und 
Berufsausbildung sowie beruflicher Werde-
gang) anzuschließen. Das Recht, eine Zivil-
diensterklärung abzugeben, kann ausgeschlos-
sen sein. Die näheren Bestimmungen trifft die-
ses Bundesgesetz. 
(4) Mit Einbringung einer mängelfreien Zivil-
diensterklärung wird der Wehrpflichtige von 
der Wehrpflicht befreit und zivildienstpflichtig; 
er hat nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes 
Zivildienst zu leisten. Bei Wehrpflichtigen, die 
den Grundwehrdienst bereits vollständig ge-
leistet haben, tritt diese Wirkung erst nach Ab-
lauf eines Jahres ein; der Ablauf dieser Frist 
wird durch die Einberufung zum Einsatzprä-
senzdienst (§ 24 Abs. 3 WG 2001) oder zu außer-

ordentlichen Übungen (§ 24 Abs. 4 WG 2001) bis 
zur Entlassung des Wehrpflichtigen gehemmt. 
(5) Der Zivildienst ist außerhalb des Bundes-
heeres zu leisten. 
1.  Für Zivildienstpflichtige, die nach dem 31. 

Dezember 2005 ihren Zivildienst antreten, 
dauert der ordentliche Zivildienst, sofern 
keine Präsenzdienstzeit anzurechnen ist, 
neun Monate; 

2.  für Zivildienstpflichtige, die vor dem 1. Jän-
ner 2006 ihren Zivildienst angetreten ha-
ben, dauert der ordentliche Zivildienst, so-
fern keine Präsenzdienstzeit anzurechnen 
ist, zwölf Monate; 

3.  Zivildienstpflichtige, deren Zivildienstpflicht 
durch die Zivildienstkommission oder Zi-
vildienstoberkommission verfügt wurde, ha-
ben unbeschadet der Anrechnungsbestim-
mungen des § 7 Abs. 2 eine Dienstzeit von 
acht Monaten zu leisten. 

Artikel 9 EMRK 
(1) Jedermann hat Anspruch auf Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht 
umfaßt die Freiheit des einzelnen zum Wech-
sel der Religion oder der Weltanschauung so-
wie die Freiheit, seine Religion oder Weltan-
schauung einzeln oder in Gemeinschaft mit 
anderen öffentlich oder privat, durch Gottes-
dienst, Unterricht, Andachten und Beachtung 
religiöser Gebräuche auszuüben. 
(2) Die Religions- und Bekenntnisfreiheit darf 
nicht Gegenstand anderer als vom Gesetz vor-
gesehener Beschränkungen sein, die in einer 
demokratischen Gesellschaft notwendige 
Maßnahmen im Interesse der öffentlichen Si-
cherheit, der öffentlichen Ordnung, Gesund-
heit und Moral oder für den Schutz der Rechte 
und Freiheiten anderer sind. 

Eigentumsfreiheit 
 

Art 5 StGG 
Das Eigenthum ist unverletzlich. Eine Enteig-
nung gegen den Willen des Eigenthümers 
kann nur in den Fällen und in der Art eintre-
ten, welche das Gesetz bestimmt. 

Art 1 1. ZP-EMRK 
Jede natürliche oder juristische Person hat ein 
Recht auf Achtung ihres Eigentums. Nieman-
dem darf sein Eigentum entzogen werden, es 
sei denn, daß das öffentliche Interesse es ver-
langt, und nur unter den durch Gesetz und 

durch die allgemeinen Grundsätze des Völker-
rechts vorgesehenen Bedingungen. 
Die vorstehenden Bestimmungen beeinträch-
tigen jedoch in keiner Weise das Recht des 
Staates, diejenigen Gesetze anzuwenden, die 
er für die Regelung der Benutzung des Eigen-
tums in Übereinstimmung mit dem Allge-
meininteresse oder zur Sicherung der Zahlung 
der Steuern, sonstiger Abgaben oder von Geld-
strafen für erforderlich hält. 
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Art 17 GRC 
(1) Jede Person hat das Recht, ihr rechtmäßig 
erworbenes Eigentum zu besitzen, zu nutzen, 
darüber zu verfügen und es zu vererben. Nie-
mandem darf sein Eigentum entzogen wer-
den, es sei denn aus Gründen des öffentlichen 
Interesses in den Fällen und unter den Bedin-

gungen, die in einem Gesetz vorgesehen sind, 
sowie gegen eine rechtzeitige angemessene 
Entschädigung für den Verlust des Eigentums. 
Die Nutzung des Eigentums kann gesetzlich 
geregelt werden, soweit dies für das Wohl der 
Allgemeinheit erforderlich ist. 
(2) Geistiges Eigentum wird geschützt. 

Erwerbsfreiheit 
 

Artikel 6 StGG 
Jeder Staatsbürger kann an jedem Orte des 
Staatsgebietes seinen Aufenthalt und Wohn-
sitz nehmen, Liegenschaften jeder Art erwer-
ben und über dieselben frei verfügen, sowie 
unter den gesetzlichen Bedingungen jeden Er-
werbszweig ausüben. 
Für die todte Hand sind Beschränkungen des 
Rechtes, Liegenschaften zu erwerben und über 
sie zu verfügen, im Wege des Gesetzes aus 
Gründen des öffentlichen Wohles zulässig. 

Art 15 GRC 
(1) Jede Person hat das Recht, zu arbeiten und 
einen frei gewählten oder angenommenen 
Beruf auszuüben. 

(2) Alle Unionsbürgerinnen und Unionsbürger 
haben die Freiheit, in jedem Mitgliedstaat Ar-
beit zu suchen, zu arbeiten, sich niederzulas-
sen oder Dienstleistungen zu erbringen. 
(3) Die Staatsangehörigen dritter Länder, die 
im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten arbeiten 
dürfen, haben Anspruch auf Arbeitsbedingun-
gen, die denen der Unionsbürgerinnen und 
Unionsbürger entsprechen. 

Art 16 GRC 
Die unternehmerische Freiheit wird nach dem 
Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatli-
chen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten 
anerkannt. 

Freizügigkeit des Vermögens 
 

Artikel 4 StGG 
Die Freizügigkeit der Person und des Vermögens innerhalb des Staatsgebietes unterliegt keiner Be-
schränkung. 

Freiheit des Liegenschaftsverkehrs 
 

Artikel 6 StGG 
Jeder Staatsbürger kann an jedem Orte des Staatsgebietes seinen Aufenthalt und Wohnsitz nehmen, 
Liegenschaften jeder Art erwerben und über dieselben frei verfügen, sowie unter den gesetzlichen 
Bedingungen jeden Erwerbszweig ausüben. 
Für die todte Hand sind Beschränkungen des Rechtes, Liegenschaften zu erwerben und über sie zu 
verfügen, im Wege des Gesetzes aus Gründen des öffentlichen Wohles zulässig. 

Freiheit der Wissenschaft 
 

Artikel 17 StGG 
Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. 
Unterrichts- und Erziehungsanstalten zu grün-
den und an solchen Unterricht zu ertheilen, ist 

jeder Staatsbürger berechtigt, der seine Befä-
higung hiezu in gesetzlicher Weise nachge-
wiesen hat. 
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Der häusliche Unterricht unterliegt keiner sol-
chen Beschränkung. 
Für den Religionsunterricht in den Schulen ist 
von der betreffenden Kirche oder Religionsge-
sellschaft Sorge zu tragen. 
Dem Staate steht rücksichtlich des gesamm-
ten Unterrichts- und Erziehungswesens das 
Recht der obersten Leitung und Aufsicht zu. 

Art 13 GRC 
Kunst und Forschung sind frei. Die akademi-
sche Freiheit wird geachtet. 

Freiheit der Kunst 
 

Artikel 17a StGG 
Das künstlerische Schaffen, die Vermittlung 
von Kunst sowie deren Lehre sind frei. 

Art 13 GRC 
Kunst und Forschung sind frei. Die akademi-
sche Freiheit wird geachtet. 

Recht auf Bildung 
 

Art 2 1. ZP-EMRK 
Das Recht auf Bildung darf niemandem ver-
wehrt werden. Der Staat hat bei Ausübung der 
von ihm auf dem Gebiete der Erziehung und 
des Unterrichts übernommenen Aufgaben das 
Recht der Eltern zu achten, die Erziehung und 
den Unterricht entsprechend ihren eigenen 
religiösen und weltanschaulichen Überzeu-
gungen sicherzustellen. 

Artikel 14 GRC 
(1) Jede Person hat das Recht auf Bildung so-
wie auf Zugang zur beruflichen Ausbildung 
und Weiterbildung. 

(2) Dieses Recht umfasst die Möglichkeit, un-
entgeltlich am Pflichtschulunterricht teilzu-
nehmen. 
(3) Die Freiheit zur Gründung von Lehranstal-
ten unter Achtung der demokratischen Grund-
sätze sowie das Recht der Eltern, die Erzie-
hung und den Unterricht ihrer Kinder entspre-
chend ihren eigenen religiösen, weltanschau-
lichen und erzieherischen Überzeugungen si-
cherzustellen, werden nach den einzelstaatli-
chen Gesetzen geachtet, welche ihre Ausübung 
regeln. 

Freiheit der Berufswahl und Berufsausbildung 
 

Artikel 18 StGG 
Es steht Jedermann frei, seinen Beruf zu wäh-
len und sich für denselben auszubilden, wie 
und wo er will. 

Artikel 14 GRC 
(1) Jede Person hat das Recht auf Bildung so-
wie auf Zugang zur beruflichen Ausbildung 
und Weiterbildung. 
(2) Dieses Recht umfasst die Möglichkeit, un-
entgeltlich am Pflichtschulunterricht teilzu-
nehmen. 
 

(3) Die Freiheit zur Gründung von Lehranstal-
ten unter Achtung der demokratischen Grund-
sätze sowie das Recht der Eltern, die Erzie-
hung und den Unterricht ihrer Kinder entspre-
chend ihren eigenen religiösen, weltanschau-
lichen und erzieherischen Überzeugungen 
sicherzustellen, werden nach den einzelstaat-
lichen Gesetzen geachtet, welche ihre Aus-
übung regeln. 
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Unterrichts- und Privatschulfreiheit 
 

Artikel 17 StGG 
Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. 
Unterrichts- und Erziehungsanstalten zu grün-
den und an solchen Unterricht zu ertheilen, ist 
jeder Staatsbürger berechtigt, der seine Befä-
higung hiezu in gesetzlicher Weise nachge-
wiesen hat. 
Der häusliche Unterricht unterliegt keiner sol-
chen Beschränkung. 
Für den Religionsunterricht in den Schulen ist 
von der betreffenden Kirche oder Religionsge-
sellschaft Sorge zu tragen. 

Artikel 14 Abs 7 B-VG 
Schulen, die nicht öffentlich sind, sind Privat-
schulen; diesen ist nach Maßgabe der gesetz-
lichen Bestimmungen das Öffentlichkeitsrecht 
zu verleihen. 

 

Art 2 1. ZP-EMRK 
Das Recht auf Bildung darf niemandem ver-
wehrt werden. Der Staat hat bei Ausübung der 
von ihm auf dem Gebiete der Erziehung und 
des Unterrichts übernommenen Aufgaben das 
Recht der Eltern zu achten, die Erziehung und 
den Unterricht entsprechend ihren eigenen 
religiösen und weltanschaulichen Überzeu-
gungen sicherzustellen. 
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II.  Gleichheitsrechte 

Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz (Gleichheitssatz, Sachlichkeitsgebot, Vertrauensschutz) 
 

Art 7 B-VG 
(1) Alle Staatsbürger sind vor dem Gesetz 
gleich. Vorrechte der Geburt, des Geschlechtes, 
des Standes, der Klasse und des Bekenntnis-
ses sind ausgeschlossen. Niemand darf we-
gen seiner Behinderung benachteiligt werden. 
Die Republik (Bund, Länder und Gemeinden) 
bekennt sich dazu, die Gleichbehandlung von 
behinderten und nichtbehinderten Menschen 
in allen Bereichen des täglichen Lebens zu ge-
währleisten. 
(2) Bund, Länder und Gemeinden bekennen 
sich zur tatsächlichen Gleichstellung von 
Mann und Frau. Maßnahmen zur Förderung 
der faktischen Gleichstellung von Frauen und 
Männern insbesondere durch Beseitigung tat-
sächlich bestehender Ungleichheiten sind zu-
lässig. 
(3) Amtsbezeichnungen können in der Form 
verwendet werden, die das Geschlecht des 
Amtsinhabers oder der Amtsinhaberin zum 
Ausdruck bringt. Gleiches gilt für Titel, akade-
mische Grade und Berufsbezeichnungen. 
(4) Den öffentlich Bediensteten, einschließlich 
der Angehörigen des Bundesheeres, ist die un-
geschmälerte Ausübung ihrer politischen 
Rechte gewährleistet. 

Art 2 StGG 
Vor dem Gesetze sind alle Staatsbürger gleich. 

Art 66 Staatsvertrag von St. Germain 
Alle österreichischen Staatsangehörigen ohne 
Unterschied der Rasse, der Sprache oder Reli-
gion sind vor dem Gesetze gleich und genie-
ßen dieselben bürgerlichen und politischen 
Rechte. 
Unterschiede in Religion, Glauben oder Be-
kenntnis sollen keinem österreichischen 
Staatsangehörigen beim Genuß der bürgerli-
chen und politischen Rechte nachteilig sein, 
wie namentlich bei Zulassung zu öffentli-
chen Stellungen, Ämtern und Würden oder 
bei den verschiedenen Berufs- und Erwerbs-
tätigkeiten. 
Keinem österreichischen Staatsangehörigen 
werden im freien Gebrauch irgend einer Spra-
che im Privat- oder Geschäftsverkehr, in An-
gelegenheiten der Religion, der Presse oder ir-
gend einer Art von Veröffentlichungen oder in 
öffentlichen Versammlungen, Beschränkun-
gen auferlegt. 
Unbeschadet der Einführung einer Staats-
sprache durch die österreichische Regierung 
werden nicht deutschsprechenden österrei-
chischen Staatsangehörigen angemessene 
Erleichterungen beim Gebrauche ihrer Spra-
che vor Gericht in Wort oder Schrift geboten 
werden. 

Artikel 20 GRC 
Alle Personen sind vor dem Gesetz gleich. 

Gleichheit von Fremden untereinander 
 

Art 1 Bundesverfassungsgesetz vom 3. Juli 1973 zur Durchführung des Internationalen Übereinkom-
mens über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung 
(1) Jede Form rassischer Diskriminierung ist – auch soweit ihr nicht bereits Art. 7 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und Art. 14 der Konvention zum Schutz der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, entgegenstehen – verboten. Gesetzgebung und Voll-
ziehung haben jede Unterscheidung aus dem alleinigen Grund der Rasse, der Hautfarbe, der Abstam-
mung oder der nationalen oder ethnischen Herkunft zu unterlassen. 
(2) Abs. 1 hindert nicht, österreichischen Staatsbürgern besondere Rechte einzuräumen oder beson-
dere Verpflichtungen aufzuerlegen, soweit dem Art. 14 der Konvention zum Schutz der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten nicht entgegensteht. 
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Diskriminierungsverbot 
 

Art 14 EMRK 
Der Genuß der in der vorliegenden Konvention 
festgelegten Rechte und Freiheiten ist ohne 
Benachteiligung zu gewährleisten, die insbe-
sondere im Geschlecht, in der Rasse, Haut-
farbe, Sprache, Religion, in den politischen oder 
sonstigen Anschauungen, in nationaler oder 
sozialer Herkunft, in der Zugehörigkeit zu ei-
ner nationalen Minderheit, im Vermögen, in 
der Geburt oder im sonstigen Status begründet 
ist. 

Artikel 21 GRC 
(1) Diskriminierungen, insbesondere wegen 
des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der 

ethnischen oder sozialen Herkunft, der gene-
tischen Merkmale, der Sprache, der Religion 
oder der Weltanschauung, der politischen oder 
sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu 
einer nationalen Minderheit, des Vermögens, 
der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Ausrichtung, sind verboten. 
(2) Im Anwendungsbereich des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft und 
des Vertrags über die Europäische Union ist 
unbeschadet der besonderen Bestimmungen 
dieser Verträge jede Diskriminierung aus Grün-
den der Staatsangehörigkeit verboten. 

Gleicher Zugang von Staatsbüger*innen zu öffentlichen Ämtern 
 

Art 3 StGG 
Die öffentlichen Aemter sind für alle Staats-
bürger gleich zugänglich. 
Für Ausländer wird der Eintritt in dieselben 
von der Erwerbung des österreichischen Staats-
bürgerrechtes abhängig gemacht. 

Art 66 Abs 2 Staatsvertrag von St. Germain 
Unterschiede in Religion, Glauben oder Be-
kenntnis sollen keinem österreichischen 
Staatsangehörigen beim Genuß der bürgerli-
chen und politischen Rechte nachteilig sein, 
wie namentlich bei Zulassung zu öffentlichen 

Stellungen, Ämtern und Würden oder bei den 
verschiedenen Berufs- und Erwerbstätigkei-
ten. 

Art 8 Staatsvertrag von Wien 
Österreich wird eine demokratische, auf ge-
heime Wahlen gegründete Regierung haben 
und verbürgt allen Staatsbürgern ein freies, 
gleiches und allgemeines Wahlrecht sowie 
das Recht, ohne Unterschied von Rasse, Ge-
schlecht, Sprache, Religion oder politische 
Meinung zu einem öffentlichen Amte gewählt 
zu werden. 

Gleichberechtigung der Ehegatt*innen 
 

Art 5 7. ZP-EMRK 
Ehegatten haben untereinander und in ihren Beziehungen zu ihren Kindern gleiche Rechte und 
Pflichten privatrechtlicher Art hinsichtlich der Eheschließung, während der Ehe und bei Auflösung 
der Ehe. Dieser Artikel verwehrt es den Staaten nicht, die im Interesse der Kinder notwendigen Maß-
nahmen zu treffen. 



G r u n d r e c h t e  i n  Ö s t e r r e i c h   P r o z e d u r a l e  R e c h t e  
 

 w w w . g r u n d r e c h t e . a t  S e i t e  |  19 

III.  Prozedurale Rechte 

Recht auf ein faires Verfahren 
 

Art 6 EMRK 
(1) Jedermann hat Anspruch darauf, daß seine 
Sache in billiger Weise öffentlich und inner-
halb einer angemessenen Frist gehört wird, 
und zwar von einem unabhängigen und un-
parteiischen, auf Gesetz beruhenden Gericht, 
das über zivilrechtliche Ansprüche und Ver-
pflichtungen oder über die Stichhaltigkeit der 
gegen ihn erhobenen strafrechtlichen Anklage 
zu entscheiden hat. Das Urteil muß öffentlich 
verkündet werden, jedoch kann die Presse 
und die Öffentlichkeit während der gesamten 
Verhandlung oder eines Teiles derselben im 
Interesse der Sittlichkeit, der öffentlichen Ord-
nung oder der nationalen Sicherheit in einem 
demokratischen Staat ausgeschlossen wer-
den, oder wenn die Interessen von Jugendli-
chen oder der Schutz des Privatlebens der Pro-
zeßparteien es verlangen, oder, und zwar un-
ter besonderen Umständen, wenn die öffentli-
che Verhandlung die Interessen der Rechts-
pflege beeinträchtigen würde, in diesem Fall 
jedoch nur in dem nach Auffassung des Ge-
richts erforderlichen Umfang. 
(2) Bis zum gesetzlichen Nachweis seiner 
Schuld wird vermutet, daß der wegen einer 
strafbaren Handlung Angeklagte unschuldig 
ist. 
(3) Jeder Angeklagte hat mindestens (engli-
scher Text) insbesondere (französischer Text) 
die folgenden Rechte: 
a)  in möglichst kurzer Frist in einer für ihn 

verständlichen Sprache in allen Einzelhei-
ten über die Art und den Grund der gegen 
ihn erhobenen Beschuldigung in Kenntnis 
gesetzt zu werden; 

b)  über ausreichende Zeit und Gelegenheit zur 
Vorbereitung seiner Verteidigung zu verfü-
gen; 

c)  sich selbst zu verteidigen oder den Beistand 
eines Verteidigers seiner Wahl zu erhalten 
und, falls er nicht über die Mittel zur Bezah-
lung eines Verteidigers verfügt, unentgelt-
lich den Beistand eines Pflichtverteidigers 
zu erhalten, wenn dies im Interesse der 
Rechtspflege erforderlich ist; 

d) Fragen an die Belastungszeugen zu stellen 
oder stellen zu lassen und die Ladung und 
Vernehmung der Entlastungszeugen unter 

denselben Bedingungen wie die der Belas-
tungszeugen zu erwirken; 

e)  die unentgeltliche Beiziehung eines Dol-
metschers zu verlangen, wenn der Ange-
klagte die Verhandlungssprache des Ge-
richts nicht versteht oder sich nicht darin 
ausdrücken kann. 

Artikel 41 GRC 
(1) Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre 
Angelegenheiten von den Organen und Ein-
richtungen der Union unparteiisch, gerecht 
und innerhalb einer angemessenen Frist be-
handelt werden. 
(2) Dieses Recht umfasst insbesondere 
 das Recht einer jeden Person, gehört zu 

werden, bevor ihr gegenüber eine für sie 
nachteilige individuelle Maßnahme getrof-
fen wird; 

 das Recht einer jeden Person auf Zugang zu 
den sie betreffenden Akten unter Wahrung 
des legitimen Interesses der Vertraulichkeit 
sowie des Berufs- und Geschäftsgeheim-
nisses; 

 die Verpflichtung der Verwaltung, ihre Ent-
scheidungen zu begründen. 

(3) Jede Person hat Anspruch darauf, dass die 
Gemeinschaft den durch ihre Organe oder Be-
diensteten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit 
verursachten Schaden nach den allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen ersetzt, die den Rechtsord-
nungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind. 
(4) Jede Person kann sich in einer der Spra-
chen der Verträge an die Organe der Union 
wenden und muss eine Antwort in derselben 
Sprache erhalten. 

Artikel 47 GRC 
Jede Person, deren durch das Recht der Union 
garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt 
worden sind, hat das Recht, nach Maßgabe der 
in diesem Artikel vorgesehenen Bedingungen 
bei einem Gericht einen wirksamen Rechtsbe-
helf einzulegen. 
Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Sa-
che von einem unabhängigen, unparteiischen 
und zuvor durch Gesetz errichteten Gericht in 
einem fairen Verfahren, öffentlich und inner-
halb angemessener Frist verhandelt wird. Jede 
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Person kann sich beraten, verteidigen und ver-
treten lassen. 
Personen, die nicht über ausreichende Mittel 
verfügen, wird Prozesskostenhilfe bewilligt, 

soweit diese Hilfe erforderlich ist, um den Zu-
gang zu den Gerichten wirksam zu gewähr-
leisten. 

Keine Strafe ohne Gesetz 
 

Art 7 EMRK 
(1) Niemand kann wegen einer Handlung oder 
Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit 
ihrer Begehung nach inländischem oder inter-
nationalem Recht nicht strafbar war. Ebenso 
darf keine höhere Strafe als die im Zeitpunkt 
der Begehung der strafbaren Handlung ange-
drohte Strafe verhängt werden. 
(2) Durch diesen Artikel darf die Verurteilung 
oder Bestrafung einer Person nicht ausge-
schlossen werden, die sich einer Handlung 
oder Unterlassung schuldig gemacht hat, wel-
che im Zeitpunkt ihrer Begehung nach den 
von den zivilisierten Völkern allgemein aner-
kannten Rechtsgrundsätzen strafbar war. 

Artikel 49 GRC 
(1) Niemand darf wegen einer Handlung oder 
Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit 

ihrer Begehung nach innerstaatlichem oder 
internationalem Recht nicht strafbar war. Es 
darf auch keine schwerere Strafe als die zur 
Zeit der Begehung angedrohte Strafe verhängt 
werden. Wird nach Begehung einer Straftat 
durch Gesetz eine mildere Strafe eingeführt, 
so ist diese zu verhängen. 
(2) Dieser Artikel schließt nicht aus, dass eine 
Person wegen einer Handlung oder Unterlas-
sung verurteilt oder bestraft wird, die zur Zeit 
ihrer Begehung nach den allgemeinen, von der 
Gesamtheit der Nationen anerkannten Grund-
sätzen strafbar war. 
(3) Das Strafmaß darf gegenüber der Straftat 
nicht unverhältnismäßig sein. 

Recht auf den gesetzlichen Richter 
 

Art 83 Abs 2 B-VG 
Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. 

Unschuldsvermutung 
 

Art 6 Abs 2 EMRK 
Bis zum gesetzlichen Nachweis seiner Schuld 
wird vermutet, daß der wegen einer strafbaren 
Handlung Angeklagte unschuldig ist. 

Artikel 48 GRC 
(1) Jede angeklagte Person gilt bis zum rechts-
förmlich erbrachten Beweis ihrer Schuld als 
unschuldig. 
(2) Jeder angeklagten Person wird die Achtung 
der Verteidigungsrechte gewährleistet. 

Recht auf Parteistellung im Strafverfahren (Verbot der Pflicht zur Selbstbezichtigung) 
 

Art 90 Abs 2 B-VG 
Im Strafverfahren gilt der Anklageprozess 

Art 6 EMRK 
(1) Jedermann hat Anspruch darauf, daß seine 
Sache in billiger Weise öffentlich und inner-
halb einer angemessenen Frist gehört wird, 
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und zwar von einem unabhängigen und un-
parteiischen, auf Gesetz beruhenden Gericht, 
das über zivilrechtliche Ansprüche und Ver-
pflichtungen oder über die Stichhaltigkeit der 
gegen ihn erhobenen strafrechtlichen Anklage 
zu entscheiden hat. Das Urteil muß öffentlich 
verkündet werden, jedoch kann die Presse 
und die Öffentlichkeit während der gesamten 
Verhandlung oder eines Teiles derselben im 
Interesse der Sittlichkeit, der öffentlichen Ord-
nung oder der nationalen Sicherheit in einem 
demokratischen Staat ausgeschlossen wer-
den, oder wenn die Interessen von Jugendli-
chen oder der Schutz des Privatlebens der Pro-
zeßparteien es verlangen, oder, und zwar un-
ter besonderen Umständen, wenn die öffentli-
che Verhandlung die Interessen der Rechts-
pflege beeinträchtigen würde, in diesem Fall 
jedoch nur in dem nach Auffassung des Ge-
richts erforderlichen Umfang. 
(2) Bis zum gesetzlichen Nachweis seiner 
Schuld wird vermutet, daß der wegen einer 
strafbaren Handlung Angeklagte unschuldig 
ist. 
(3) Jeder Angeklagte hat mindestens (engli-
scher Text) insbesondere (französischer Text) 
die folgenden Rechte: 

a)  in möglichst kurzer Frist in einer für ihn 
verständlichen Sprache in allen Einzelhei-
ten über die Art und den Grund der gegen 
ihn erhobenen Beschuldigung in Kenntnis 
gesetzt zu werden; 

b)  über ausreichende Zeit und Gelegenheit zur 
Vorbereitung seiner Verteidigung zu verfü-
gen; 

c)  sich selbst zu verteidigen oder den Beistand 
eines Verteidigers seiner Wahl zu erhalten 
und, falls er nicht über die Mittel zur Bezah-
lung eines Verteidigers verfügt, unentgelt-
lich den Beistand eines Pflichtverteidigers 
zu erhalten, wenn dies im Interesse der 
Rechtspflege erforderlich ist; 

d) Fragen an die Belastungszeugen zu stellen 
oder stellen zu lassen und die Ladung und 
Vernehmung der Entlastungszeugen unter 
denselben Bedingungen wie die der Belas-
tungszeugen zu erwirken; 

e)  die unentgeltliche Beiziehung eines Dolmet-
schers zu verlangen, wenn der Angeklagte 
die Verhandlungssprache des Gerichts nicht 
versteht oder sich nicht darin ausdrücken 
kann. 

Doppelbestrafungsverbot 
 

Art 4 7. ZP-EMRK 
(1) Niemand darf wegen einer strafbaren Hand-
lung, wegen der er bereits nach dem Gesetz 
und dem Strafverfahrensrecht eines Staates 
rechtskräftig verurteilt oder freigesprochen 
worden ist, in einem Strafverfahren desselben 
Staates erneut vor Gericht gestellt oder be-
straft werden. 
(2) Abs. 1 schließt die Wiederaufnahme des Ver-
fahrens nach dem Gesetz und dem Strafver-
fahrensrecht des betreffenden Staates nicht 
aus, falls neue oder neu bekannt gewordene 

Tatsachen vorliegen oder das vorausgegan-
gene Verfahren schwere, den Ausgang des Ver-
fahrens berührende Mängel aufweist. 
(3) Dieser Artikel darf nicht nach Art. 15 der 
Konvention außer Kraft gesetzt werden. 

Artikel 50 GRC 
Niemand darf wegen einer Straftat, derentwe-
gen er bereits in der Union nach dem Gesetz 
rechtskräftig verurteilt oder freigesprochen 
worden ist, in einem Strafverfahren erneut 
verfolgt oder bestraft werden. 

Rechtsmittel in Strafsachen 
 

Art 2 7. ZP-EMRK 
(1) Wer von einem Gericht wegen einer strafbaren Handlung verurteilt worden ist, hat das Recht, das 
Urteil von einem übergeordneten Gericht nachprüfen zu lassen. Die Ausübung dieses Rechts, ein-
schließlich der Gründe, aus denen es ausgeübt werden kann, richtet sich nach dem Gesetz. 
(2) Ausnahmen von diesem Recht sind für strafbare Handlungen geringfügiger Art, wie sie durch 
Gesetz näher bestimmt sind, oder in Fällen möglich, in denen das Verfahren gegen eine Person in 
erster Instanz vor dem obersten Gericht stattgefunden hat oder in denen sie nach einem gegen ihren 
Freispruch eingelegten Rechtsmittel verurteilt worden ist. 
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Recht auf Entschädigung bei Fehlurteilen 
 

Art 3 7. ZP-EMRK 
Ist jemand wegen einer strafbaren Handlung rechtskräftig verurteilt und ist das Urteil später aufge-
hoben oder der Verurteilte begnadigt worden, weil eine neue oder eine neu bekannt gewordene Tat-
sache schlüssig beweist, daß ein Fehlurteil vorlag, so ist derjenige, der auf Grund eines solchen Ur-
teils eine Strafe verbüßt hat, entsprechend dem Gesetz oder der Übung des betreffenden Staates zu 
entschädigen, sofern nicht nachgewiesen wird, daß das nicht rechtzeitige Bekanntwerden der be-
treffenden Tatsache ganz oder teilweise ihm zuzuschreiben ist. 

Recht auf eine wirksame Beschwerde 
 

Art 13 EMRK 
Sind die in der vorliegenden Konvention fest-
gelegten Rechte und Freiheiten verletzt wor-
den, so hat der Verletzte das Recht, eine wirk-
same Beschwerde bei einer nationalen In-
stanz einzulegen, selbst wenn die Verletzung 
von Personen begangen worden ist, die in 
amtlicher Eigenschaft gehandelt haben. 

Artikel 47 GRC 
Jede Person, deren durch das Recht der Union 
garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt 
worden sind, hat das Recht, nach Maßgabe der 
in diesem Artikel vorgesehenen Bedingungen 

bei einem Gericht einen wirksamen Rechtsbe-
helf einzulegen. 
Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Sa-
che von einem unabhängigen, unparteiischen 
und zuvor durch Gesetz errichteten Gericht in 
einem fairen Verfahren, öffentlich und inner-
halb angemessener Frist verhandelt wird. Jede 
Person kann sich beraten, verteidigen und ver-
treten lassen. 
Personen, die nicht über ausreichende Mittel 
verfügen, wird Prozesskostenhilfe bewilligt, so-
weit diese Hilfe erforderlich ist, um den Zu-
gang zu den Gerichten wirksam zu gewähr-
leisten. 

Verfahrensrechtliche Schutzvorschriften hinsichtlich der Ausweisung von Ausländer*innen 
 

Art 1 7. ZP-EMRK 
(1) Ein Ausländer, der seinen rechtmäßigen Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines Staates hat, darf aus 
diesem nur auf Grund einer rechtmäßig ergangenen Entscheidung ausgewiesen werden; ihm muß 
gestattet werden, 
a)  Gründe vorzubringen, die gegen seine Ausweisung sprechen, 
b)  seinen Fall prüfen zu lassen und 
c)  sich zu diesem Zweck vor der zuständigen Behörde oder vor einer oder mehreren von dieser Be-

hörde bestimmten Personen vertreten zu lassen. 
(2) Ein Ausländer kann vor Ausübung der im Abs. 1 lit. a, b und c genannten Rechte ausgewiesen 
werden, wenn die Ausweisung im Interesse der öffentlichen Ordnung erforderlich ist oder aus Grün-
den der nationalen Sicherheit erfolgt.
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IV.  Minderheitenrechte 

Gleichberechtigung 
 

Art 19 StGG 
Alle Volksstämme des Staates sind gleichbe-
rechtigt, und jeder Volksstamm hat ein unver-
letzliches Recht auf Wahrung und Pflege sei-
ner Nationalität und Sprache. 
Die Gleichberechtigung aller landesüblichen 
Sprachen in Schule, Amt und öffentlichem Le-
ben wird vom Staate anerkannt. 
In den Ländern, in welchen mehrere Volks-
stämme wohnen, sollen die öffentlichen Un-
terrichtsanstalten derart eingerichtet sein, daß 
ohne Anwendung eines Zwanges zur Erler-
nung einer zweiten Landessprache jeder die-
ser Volksstämme die erforderlichen Mittel zur 
Ausbildung in seiner Sprache erhält. 

Art 66 Staatsvertrag von St. Germain 
Alle österreichischen Staatsangehörigen ohne 
Unterschied der Rasse, der Sprache oder Reli-
gion sind vor dem Gesetze gleich und genie-
ßen dieselben bürgerlichen und politischen 
Rechte. 
Unterschiede in Religion, Glauben oder Be-
kenntnis sollen keinem österreichischen 
Staatsangehörigen beim Genuß der bürgerli-
chen und politischen Rechte nachteilig sein, 
wie namentlich bei Zulassung zu öffentlichen 
Stellungen, Ämtern und Würden oder bei den 
verschiedenen Berufs- und Erwerbstätigkei-
ten. 

Keinem österreichischen Staatsangehörigen 
werden im freien Gebrauch irgend einer Spra-
che im Privat- oder Geschäftsverkehr, in An-
gelegenheiten der Religion, der Presse oder ir-
gend einer Art von Veröffentlichungen oder in 
öffentlichen Versammlungen, Beschränkun-
gen auferlegt. 
Unbeschadet der Einführung einer Staats-
sprache durch die österreichische Regierung 
werden nicht deutschsprechenden österrei-
chischen Staatsangehörigen angemessene 
Erleichterungen beim Gebrauche ihrer Spra-
che vor Gericht in Wort oder Schrift geboten 
werden. 

Art 67 Staatsvertrag von St. Germain 
Österreichische Staatsangehörige, die einer 
Minderheit nach Rasse, Religion oder Sprache 
angehören, genießen dieselbe Behandlung und 
dieselben Garantien, rechtlich und faktisch, 
wie die anderen österreichischen Staatsan-
gehörigen; insbesondere haben sie dasselbe 
Recht, auf ihre eigenen Kosten Wohlthätig-
keits-, religiöse oder soziale Einrichtungen, 
Schulen und andere Erziehungsanstalten zu 
errichten, zu verwalten und zu beaufsichtigen 
mit der Berechtigung, in denselben ihre ei-
gene Sprache nach Belieben zu gebrauchen 
und ihre Religion frei zu üben. 

Sprache an Schulen 
 

Art 7 Staatsvertrag von Wien 
1. Österreichische Staatsangehörige der slo-
wenischen und kroatischen Minderheiten in 
Kärnten, Burgenland und Steiermark genie-
ßen dieselben Rechte auf Grund gleicher Be-
dingungen wie alle anderen österreichischen 
Staatsangehörigen einschließlich des Rechtes 
auf ihre eigenen Organisationen, Versamm-
lungen und Presse in ihrer eigenen Sprache. 
2. Sie haben Anspruch auf Elementarunter-
richt in slowenischer oder kroatischer Spra-
che und auf eine verhältnismäßige Anzahl ei-
gener Mittelschulen; in diesem Zusammen-
hang werden Schullehrpläne überprüft und 

eine Abteilung der Schulaufsichtsbehörde wird 
für slowenische und kroatische Schulen er-
richtet werden. 
3. In den Verwaltungs- und Gerichtsbezirken 
Kärntens, des Burgenlandes und der Steier-
mark mit slowenischer, kroatischer oder ge-
mischter Bevölkerung wird die slowenische 
oder kroatische Sprache zusätzlich zum Deut-
schen als Amtssprache zugelassen. In solchen 
Bezirken werden die Bezeichnungen und Auf-
schriften topographischer Natur sowohl in slo-
wenischer oder kroatischer Sprache wie in 
Deutsch verfaßt. 
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4. Österreichische Staatsangehörige der slo-
wenischen und kroatischen Minderheiten in 
Kärnten, Burgenland und Steiermark nehmen 
an den kulturellen, Verwaltungs- und Gerichts-
einrichtungen in diesen Gebieten auf Grund 
gleicher Bedingungen wie andere österreichi-
sche Staatsangehörige teil. 
5. Die Tätigkeit von Organisationen, die darauf 
abzielen, der kroatischen oder slowenischen 
Bevölkerung ihre Eigenschaft und ihre Rechte 
als Minderheit zu nehmen, ist zu verbieten. 

Art 1 § 7 Minderheiten-Schulgesetz für Kärnten 
Das Recht, die slowenische Sprache als Unter-
richtssprache zu gebrauchen oder als Pflicht-
gegenstand zu erlernen, ist jedem Schüler in 
dem gemäß § 10 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes 
umschriebenen Gebiet in den gemäß § 10 
Abs. 1 dieses Bundesgesetzes festzulegenden 
Schulen zu gewähren, sofern dies der Wille 
des gesetzlichen Vertreters ist. Ein Schüler 
kann nur mit Willen seines gesetzlichen Ver-
treters verhalten werden, die slowenische 
Sprache als Unterrichtssprache zu gebrauchen 
oder als Pflichtgegenstand zu erlernen. 

§ 1 Minderheiten-Schulgesetz für das Burgen-
land 
(1) Das Recht, im Burgenland die kroatische 
oder ungarische Sprache als Unterrichtsspra-

che zu gebrauchen oder als Pflichtgegenstand 
zu erlernen, ist in den gemäß § 6, § 10 und § 12 
Abs. 1 dieses Bundesgesetzes festzulegenden 
Schulen österreichischen Staatsbürgern der 
kroatischen und ungarischen Volksgruppe zu 
gewähren. 
(2) Ein Schüler kann gegen den Willen seiner 
Erziehungsberechtigten nicht verhalten wer-
den, die kroatische oder ungarische Sprache 
als Unterrichtssprache zu gebrauchen. 

Art 19 StGG 
Alle Volksstämme des Staates sind gleichbe-
rechtigt, und jeder Volksstamm hat ein unver-
letzliches Recht auf Wahrung und Pflege sei-
ner Nationalität und Sprache. 
Die Gleichberechtigung aller landesüblichen 
Sprachen in Schule, Amt und öffentlichem Le-
ben wird vom Staate anerkannt. 
In den Ländern, in welchen mehrere Volks-
stämme wohnen, sollen die öffentlichen Un-
terrichtsanstalten derart eingerichtet sein, daß 
ohne Anwendung eines Zwanges zur Erler-
nung einer zweiten Landessprache jeder die-
ser Volksstämme die erforderlichen Mittel zur 
Ausbildung in seiner Sprache erhält. 

Sprache in Ämtern 
 

Art 7 Staatsvertrag von Wien 
1. Österreichische Staatsangehörige der slo-
wenischen und kroatischen Minderheiten in 
Kärnten, Burgenland und Steiermark genie-
ßen dieselben Rechte auf Grund gleicher Be-
dingungen wie alle anderen österreichischen 
Staatsangehörigen einschließlich des Rechtes 
auf ihre eigenen Organisationen, Versammlun-
gen und Presse in ihrer eigenen Sprache. 
2. Sie haben Anspruch auf Elementarunter-
richt in slowenischer oder kroatischer Spra-
che und auf eine verhältnismäßige Anzahl ei-
gener Mittelschulen; in diesem Zusammen-
hang werden Schullehrpläne überprüft und 
eine Abteilung der Schulaufsichtsbehörde wird 
für slowenische und kroatische Schulen er-
richtet werden. 
3. In den Verwaltungs- und Gerichtsbezirken 
Kärntens, des Burgenlandes und der Steier-
mark mit slowenischer, kroatischer oder ge-
mischter Bevölkerung wird die slowenische 
oder kroatische Sprache zusätzlich zum Deut-
schen als Amtssprache zugelassen. In solchen 

Bezirken werden die Bezeichnungen und Auf-
schriften topographischer Natur sowohl in slo-
wenischer oder kroatischer Sprache wie in 
Deutsch verfaßt. 
4. Österreichische Staatsangehörige der slo-
wenischen und kroatischen Minderheiten in 
Kärnten, Burgenland und Steiermark nehmen 
an den kulturellen, Verwaltungs- und Gerichts-
einrichtungen in diesen Gebieten auf Grund 
gleicher Bedingungen wie andere österreichi-
sche Staatsangehörige teil. 
5. Die Tätigkeit von Organisationen, die darauf 
abzielen, der kroatischen oder slowenischen 
Bevölkerung ihre Eigenschaft und ihre Rechte 
als Minderheit zu nehmen, ist zu verbieten. 

Art 19 StGG 
Alle Volksstämme des Staates sind gleichbe-
rechtigt, und jeder Volksstamm hat ein unver-
letzliches Recht auf Wahrung und Pflege sei-
ner Nationalität und Sprache. 
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Die Gleichberechtigung aller landesüblichen 
Sprachen in Schule, Amt und öffentlichem Le-
ben wird vom Staate anerkannt. 
In den Ländern, in welchen mehrere Volks-
stämme wohnen, sollen die öffentlichen Un-

terrichtsanstalten derart eingerichtet sein, 
daß ohne Anwendung eines Zwanges zur Er-
lernung einer zweiten Landessprache jeder 
dieser Volksstämme die erforderlichen Mittel 
zur Ausbildung in seiner Sprache erhält. 

Verbot der Kollektivausweisung von Ausländer*innen 
 

Artikel 4 4. ZP-EMRK 
Kollektivausweisungen von Fremden sind nicht zulässig.
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V.  Kinderrechte 

Anspruch auf Schutz und Fürsorge 
 

Art 1 Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von Kindern 
Jedes Kind hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge, die für sein Wohlergehen notwendig sind, 
auf bestmögliche Entwicklung und Entfaltung sowie auf die Wahrung seiner Interessen auch unter 
dem Gesichtspunkt der Generationengerechtigkeit. Bei allen Kinder betreffenden Maßnahmen öf-
fentlicher und privater Einrichtungen muss das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwägung sein. 

Anspruch auf regelmäßige persönliche Beziehung zu beiden Elternteilen 
 

Art 2 Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von Kindern 
(1) Jedes Kind hat Anspruch auf regelmäßige persönliche Beziehungen und direkte Kontakte zu bei-
den Elternteilen, es sei denn, dies steht seinem Wohl entgegen. 
(2) Jedes Kind, das dauernd oder vorübergehend aus seinem familiären Umfeld, welches die natür-
liche Umgebung für das Wachsen und Gedeihen aller ihrer Mitglieder, insbesondere der Kinder ist, 
herausgelöst ist, hat Anspruch auf besonderen Schutz und Beistand des Staates. 

Verbot der Kinderarbeit 
 

Art 3 Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von Kindern 
Kinderarbeit ist verboten. Abgesehen von gesetzlich vorgesehenen begrenzten Ausnahmen darf das 
Mindestalter für den Eintritt in das Arbeitsleben das Alter, in dem die Schulpflicht endet, nicht un-
terschreiten. 

Angemessene Beteiligung und Berücksichtigung der Meinung von Kindern 
 

Art 4 Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von Kindern 
Jedes Kind hat das Recht auf angemessene Beteiligung und Berücksichtigung seiner Meinung in 
allen das Kind betreffenden Angelegenheiten, in einer seinem Alter und seiner Entwicklung ent-
sprechenden Weise. 

Recht auf gewaltfreie Erziehung und Schutz vor wirtschaftlicher und sexueller Ausbeutung 
 

Art 5 Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von Kindern 
(1) Jedes Kind hat das Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestrafungen, die Zufügung see-
lischen Leides, sexueller Missbrauch und andere Misshandlungen sind verboten. Jedes Kind hat das 
Recht auf Schutz vor wirtschaftlicher und sexueller Ausbeutung. 
(2) Jedes Kind als Opfer von Gewalt oder Ausbeutung hat ein Recht auf angemessene Entschädigung 
und Rehabilitation. Das Nähere bestimmen die Gesetze. 
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Anspruch behinderter Kinder auf besonderen Schutz und Fürsorge 
 

Art 6 Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von Kindern 
Jedes Kind mit Behinderung hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge, die seinen besonderen 
Bedürfnissen Rechnung tragen. Im Sinne des Artikel 7 Abs. 1 B-VG ist die Gleichbehandlung von 
behinderten und nicht behinderten Kindern in allen Bereichen des täglichen Lebens zu gewährleis-
ten. 
 
 

 


